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Es ist schon interessant,
wie ein und derselbe
Sachverhalt harmlos

oder furchteinflößend wirkt, je
nach Formulierung. Die Rede ist
davon, dass die Ministerpräsi-
dentInnen erneut den BeamtIn-
nen in die Tasche greifen wollen,
allen voran auch unser Minister-
präsident Peter Müller. Mit der
Öffnungsklausel sollen Besol-
dungskompetenzen auf die Län-
derebene verlagert und in der
Folge erhebliche Abstriche in
der Besoldung regional legali-
siert werden.

Dass die Damen und Herren
Politiker es ernst meinen, wird
in den schon im Vorgriff auf die

Gesetzeskraft in dem ein oder
anderen Bundesland formulier-
ten Landesgesetzentwürfen
mehr als deutlich.

Aber wir im Saarland brau-
chen ja keine Angst zu haben.
Unser Ministerpräsident hat ja
mehrfach versprochen, dass
seine Beamten keine Sonderop-
fer leisten müssen. Doch aufge-
passt: Sonderopfer ist nicht
gleichbedeutend mit Opfer. Son-
deropfer bedeutet vielmehr,
wenn andere bluten müssen,
dann auch die Beamten. Dann
sind sie ja alle gleichbehandelt.
Frei nach dem Motto: Wir stehen
zusammen, in Freud und Leid.
Und mit einer gesetzlichen

„Vorab-Regelung“ bei den
Beamten lässt sich die Gemein-
schaft der Tarifbeschäftigen bei
der nächsten Tarifrunde noch
besser unter Druck setzen. Na,
das passt doch gut zusammen.
Man muss also nur die richtigen
Wortverniedlichungen finden,
und schon ist das Heer der ÖD-
Beschäftigten ruhiggestellt.

Ich sage dazu: Nein! Das las-
sen wir Ihnen nicht durchgehen,
Herr Ministerpräsident. Wir ha-
ben diese Wortspielereien durch-
schaut. Angesichts der Botschaf-
ten von Ihnen selbst, ihrer
Innenministerin, ihrem Chef der
Staatskanzlei und ihrem innen-
politischen Sprecher ist die

federführende Rolle des Saar-
landes bei der Öffnungsklausel
ein klarer Wortbruch. Und weil
wir leider das Mittel des Streiks
nicht nutzen dürfen, um unseren
Unmut deutlich zu machen, wer-
den wir in den nächsten Tagen
und Wochen eine gezielte
Öffentlichkeitskampagne unter
Einsatz des GdP-Films „Ein
sicherer Arbeitsplatz“ durch-
führen. Wir haben dabei große
Zuversicht: Die Menschen wer-
den auf unserer Seite stehen.

Und wer weiß – vielleicht
kehrt am Ende ja doch noch
Einsicht ein.
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Wortspielerei oder Wortbruch?
Ein Kommentar von Hugo Müller

Doch Sonderopfer für Saar-Beamte!?
Öffnungsklausel und weitere Sparmaßnahmen – der Kampf dagegen geht weiter

Öffnungsklausel für
Beamte auch vom
Saarland beantragt:

Das Vertrauen der saarländi-
schen Polizeibeschäftigten in die
Landesregierung ist erschüttert.

Mit Unverständnis und Empö-
rung nimmt die saarländische
GdP die Abläufe und Entschei-
dungen bei der Bundesratssit-
zung am Freitag, 14. März 2003,
zur Kenntnis.Dort hatte das Saar-
land, gemeinsam mit Bayern,Ber-
lin und Sachsen den Antrag ein-
gebracht, den Ländern die besol-
dungsrechtliche Kompetenz über
die sog. Sonderzuwendungen
(Weihnachts- und Urlaubsgeld)
zuzuordnen. Bisher sind alle
Besoldungs- und Versorgungs-
bestandteile bundeseinheitlich
geregelt.Mit dieser Entscheidung
gefährdet die saarländische Lan-
desregierung das seit dem Regie-

rungswechsel im Jahre 1999 ent-
wickelte positive Verhältnis des
öffentlichen Arbeitgebers zu sei-
nen Beschäftigten, insbesondere
auch im Bereich der Polizei.
Hierzu der Landesvorsitzende
der GdP, Hugo Müller: ,,Wir
haben in den letzten Wochen und
Monaten unter dem Motto ,Jetzt
stellen wir uns quer‘ in vielen
Aktionen und Demonstrationen
bundesweit und auch im Saar-
land unseren Protest zum Vor-
haben namens Öffnungsklausel
zum Ausdruck gebracht. Auf-
grund von Äußerungen ver-
schiedener verantwortlicher Poli-
tikerInnen aus Regierung und
CDU-Fraktion durften wir davon
ausgehen, dass das Saarland im
Bundesrat einem solchen Vorha-
ben eher ablehnend gegenüber-
steht. Dass es sich jetzt aber mit
zu den Initiatoren aufgeschwun-
gen hat,erschüttert das Vertrauen
der Polizeibeschäftigten in die
Landesregierung zutiefst.“

Die gebetsmühlenartigen
Beteuerungen, es werde im Saar-
land keine Sonderopfer für
Beamte geben, sind aus Sicht der
GdP der untaugliche Versuch,das
Thema herunterzuspielen und die
Empörung gering zu halten. Vor
dem Hintergrund eines Spitzen-
gespräches des Ministerpräsi-
denten mit den Landesvorsit-
zenden von DGB, Verdi, GEW
und GdP am 18. Februar 2003 in
der Staatskanzlei (siehe hierzu
Bericht in DP, Ausgabe April
2003) sind diese Beteuerungen
auch nicht mehr glaubwürdig.
Dort hatte Ministerpräsident
Müller nämlich erklärt, er trete
engagiert und ohne Wenn und
Aber für eine an Länder- und
Kommunalinteressen orientierte
Tarifverhandlungsstruktur für die
nächsten Tarifauseinanderset-
zungen im Jahre 2005 ein.Spätes-
tens dann müsste der aus seiner
Sicht überhöhte diesjährige Tarif-
abschluss nochmals nach unten

definiert werden. Die dann bei
den Tarifbeschäftigten ange-
strebten sozialen und/oder finan-
ziellen Abstriche auch im Beam-
tenbereich umsetzen zu können,
sei die Motivation, bereits jetzt
mit einer entsprechenden gesetz-
lichen Öffnungsklausel die Vor-
aussetzungen zu schaffen. Die
letzte Sicherheit über die Ziel-
und Stoßrichtung des Gesetz-
entwurfs erhält man schließlich
bei einem Blick in den Ent-
wurfstext: ,,D. Finanzielle Aus-
wirkungen auf die öffentlichen
Haushalte: Kurzfristige Entlas-
tungs- und Differenzierungsmög-
lichkeiten für die Personalhaus-
halte der Länder und ihrer Kom-
munen.“

SZ vom 19. März 2003 
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Damit ist für die GdP eines
ganz klar:Die rechtliche Stellung
des Beamten – ihm steht das
Streikrecht nicht zu, seine Be-
schäftigungsbedingungen werden
nicht ausgehandelt, sondern ge-
setzlich geregelt – wird zum wie-
derholten Male schamlos zum
sozialen Kahlschlag eingesetzt.

Hugo Müller weiter: ,,Unsere
Aktionen werden im Laufe des
jetzt begonnenen Gesetzgebungs-
verfahrens, das wohl frühestens
im Juli 2003 abgeschlossen sein
wird,an Deutlichkeit und Schärfe
zunehmen. Wir werden deutlich
machen, dass wir über den Auf-
stand der Ordnungshüter nicht
nur reden. Dabei werden wir uns
auch unter Einsatz des Filmes des
GdP-Bundesvorstandes: „Ein
sicherer Arbeitsplatz“, in ver-
stärktem Maße an die Öffent-
lichkeit wenden.Noch ist Zeit für
Vernunft und Umkehr!“

LANDESJOURNAL

Briefe an Politiker

Um noch einmal alle verant-
wortlichen Politiker zu diesem
Thema zu sensibilisieren,wurden
vom GdP-Bundesvorstand gleich-
lautende Briefe an den Bundes-
kanzler,den Bundesinnen- sowie
den Bundesfinanzminister und
von den GdP-Landesvorständen
den jeweiligen Ministerpräsiden-
ten, Finanz- und Innenminister
der Bundesländer geschrieben.
Wir zitieren nachfolgend Auszüge
aus den Briefen:

Eingriffe in Besoldung und Ver-
sorgung 

... für die Gewerkschaft der
Polizei ist das Grundgesetz der
Bundesrepublik Deutschland das
Fundament ihrer Überzeugung
und damit ihres politischen Han-
delns. Daher treten wir mit Nach-
druck dafür ein,dass die Gewähr-
leistung der inneren Sicherheit als
Ausgestaltung des Sozial- und
Rechtsstaatsprinzips hohe Prio-
rität genießt. Die Verfassung for-
dert zugleich die Schaffung mög-
lichst einheitlicher Lebensver-
hältnisse in der gesamten Bun-
desrepublik Deutschland. Für die
GdP bedeutet dies zweierlei:
1. Bei der Gewährleistung der

inneren Sicherheit ist auf ein
möglichst einheitliches Niveau
zu achten.

2. Die Beschäftigten der Polizei
haben Anspruch auf eine bun-
desweit vergleichbare Bewer-
tung und Bezahlung ihres
Dienstes.
Seit November 2002 laufen

Pläne verschiedener Landesre-
gierungen zu Eingriffen in Besol-
dung und Versorgung darauf hin-
aus, dass die Beamtenpolitik zur
Kleinstaaterei ausartet.

Diese Befürchtung ist nach wie
vor berechtigt.Der Bundesrat will
nach unserer Kenntnis auf seiner
Sitzung am 14. März 2003 eine
Öffnungsklausel beschließen, die
es den Ländern ermöglicht, von
der bisherigen Einheitlichkeit von
Besoldung und Versorgung abzu-
weichen.

Die Gewerkschaft der Polizei
warnt mit allem Ernst vor solchen
Absichten! Jahrelang haben
unsere Kolleginnen und Kollegen
die ständig steigenden Belastungen
auf sich genommen. Ursächlich
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hierfür waren nicht nur die zuneh-
menden Einsatzzahlen, sondern
auch zusätzliche Aufgaben auf-
grund neuer Gesetze, eine ganze
Welle von Großeinsätzen, und
nicht zuletzt die terroristische Be-
drohung. Sie tragen die Last und
die Risiken ihres Berufes und müs-
sen jetzt erleben, dass die hohe
Politik ihren Einsatz mit Eingrif-
fen in Besoldung und Versorgung
danken will. Die Absicht mehre-
rer Bundesländer,obendrein auch
noch die Lebensarbeitszeit für den
Polizeivollzugsdienst zu verlän-
gern und noch weitere soziale Ein-
schnitte durchzuführen, runden
das Bild des „Dankes“ nur noch
ab.

Der Protest von über 10 000
Kolleginnen und Kollegen am 13.
Februar 2003 in Mainz hat der
Öffentlichkeit deutlich gemacht,
wie ungerecht diese politischen
Absichten sind. Die Dienstrechts-
reform 1997 und verstärkt die
jüngste öffentliche und politische
Debatte über eine stärkere Beto-
nung leistungsbezogener Kom-
ponenten bei der Besoldung

führen auf den Hintergrund der
geplanten Eingriffe zu einem
logisch zwingenden Schluss:Wenn
Kürzungen und Verschlechterun-
gen Ausdruck von „Leistungsan-
reizen“ sein sollen, dann ist nie-
mandem zu verübeln, wenn die
eigene Arbeitsleistung diesen
„Leistungsanreizen“ angepasst
wird. . . .Wir werden mit einem
Aufstand der Ordnungshüter
deutlich machen, dass wir nicht
bereit sind,die geplanten Eingriffe
und Verschlechterungen hinzu-
nehmen.Wir appellieren noch ein-
mal eindringlich an Sie, Ihren Ein-
fluss geltend zu machen, dass die
besoldungs- und versorgungs-
rechtlichen Bedingungen in der
gesamten Bundesrepublik
Deutschland möglichst einheitlich
bleiben. Dies sollte auch für die
beamtenrechtlichen Bedingungen
gelten. Wir sind es der Gewähr-
leistung der inneren Sicherheit in
Deutschland schuldig.

Mit den Briefen wurden die
vom Bundesvorstand beschlos-
senen „Würzburger Erklärun-
gen“ versandt (siehe Abdruck).

LANDESJOURNAL

Antwortschreiben des saarländischen
Ministerpräsidenten

DER MINISTERPRÄSIDENT DES SAARLANDES
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Sparmaßnahmen der
Landesregierung Baden-
Württemberg

Obwohl der Gesetzentwurf des
Bundesrates noch keine Geset-
zeskraft hat, formulierte die Re-
gierung in Baden-Württemberg
bereits folgende Umsetzungs-
ideen:
● Kürzung des Weihnachtsgel-

des von bisher 86% auf 64%
des Grundgehalts, die Famili-
enzuschläge werden dabei
nicht gekürzt.

● Das verbleibende Weihnachts-
geld wird monatlich mit dem
Gehalt ausbezahlt.

● Das Weihnachtsgeld ist ruhe-
gehaltsfähig und wird in
zukünftigen Gehaltserhöhun-
gen einbezogen.

● Das Urlaubsgeld wird gestri-
chen (da diese Maßnahme in
diesem Jahr noch nicht recht-
zeitig Gesetzeskraft erlangen
kann, wird das Urlaubsgeld
beim Weihnachtsgeld wieder
abgezogen!).

● Die Übertragung des Tarifab-
schlusses auf die Beamtinnen
und Beamten soll mit einer
Verzögerung erfolgen,mit der
75 Mio. Euro eingespart wür-
den. Pro Monat der späteren
Übertragung spart das Land
nach eigenen Angaben 17,5
Mio. Euro.
Die GdP-Proteste dagegen

werden vom Staatsministerium
als „reine Lobbyreflexe ohne
Eigenbeitrag zur Haushaltssanie-
rung“ zurückgewiesen. Beson-
ders beachtenswert ist dabei die
nachfolgende Formulierung aus
dieser Presseerklärung:

„Regierungskoalition und
Landesregierung halten sich so
eng wie möglich an die Vor-
schläge, die der Beamtenbund
selbst in die Diskussion gebracht
hat. Insbesondere die Kritiker
aus dem Gewerkschaftslager sind
daher gut beraten, ihre Position
zunächst mit den Kollegen vom
Beamtenbund abzustimmen.“ 

Zusätzlich wurde die Verlän-
gerung der Wochenarbeitszeit für
die Landesbeamtinnen und 
-beamten auf 41 Stunden

beschlossen. Außerdem ist nach
Pressebericht beschlossen, dass
Baden-Württemberg aus der
Tarifgemeinschaft der Länder
austreten wird.

Sparmaßnahmen NRW

Auszug Kölner Stadt-Anzei-
ger vom  20. März 2003: . . .Ange-
sichts des hohen Personalkosten-
anteils in ihrem Etat ist die Lan-
desregierung wild entschlossen,
den neuen Spielraum fürs Sparen
zu nutzen. Die Höhe des Weih-
nachtsgeldes der Beamten ist seit
1993 eingefroren (86,4%). In der
Düsseldorfer Landesregierung
favorisiert man einen Vorschlag
des Beamtenbundes, das 13.
Gehalt zu kürzen und auf die
monatliche Zahlung umzulegen,
. . .wenn das Weihnachtsgeld noch
drastischer gekürzt wird.

Wie geht’s weiter ? 

(vermutlicher Zeitplan im
Gesetzgebungsverfahren)

● 5.–9. Mai 2003: 1. Lesung im
Deutschen Bundestag und
Überweisung an den Innen-
ausschuss

● Mai/Juni 2003:Warten auf den
Entwurf eines Besoldungsan-
passungsgesetzes 2003 wegen
verbundener Beratung

● 23.–27. Juni 2003: Beratungen
des Gesetzentwurfs im Innen-
ausschuss des Deutschen Bun-
destages

● 30. Juni– 4. Juli 2003: 2. und 3.
Lesung des Gesetzentwurfs

● 11. Juli 2003: Bei Akzeptanz
einer verkürzten Frist Verab-
schiedung des Dienstrechts-
änderungsgesetzes durch Bun-
desrat

● 26. Sept. 2003: Bei Einhaltung
der Fristen Verabschiedung
des Gesetzes durch den Bun-
desrat

● Okt./Nov. 2003: Gesetzge-
bungsverfahren in den Län-
dern zur Umsetzung der Öff-
nungsklausel

LANDESJOURNAL

BEFÖRDERUNGEN

363 Beförderungen zum 1. April 2003
Am Freitag,dem 28.März 2003

konnten 363 Kolleginnen und
Kollegen aus der Hand von
Innenministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer eine Beför-
derungsurkunde in Empfang neh-
men. Eine so große Anzahl von

Beförderungen hat es schon seit
vielen Jahren nicht mehr inner-
halb der saarländischen Polizei
gegeben.

Es gibt aber auch ein fast histo-
risches Moment zu vermelden,
nämlich die Beförderung der bei-

den Polizei-Behördenleiter Paul
Haben (LPD) und Harald Wei-
land (LKA) in die Besoldungs-
ordnung „B“.Hiermit wurde eine
langjährige GdP-Forderung
erfüllt,den hohen Stellenwert der
Polizeiarbeit dadurch zu manifes-
tieren, dass beide Leiter in diese

Besoldungsgruppe aufsteigen
können.

Natürlich hoffen wir nun auf
eine Sogwirkung für die gesamte
Polizei.

Wir gratulieren allen Kolle-
ginnen und Kollegen, die beför-
dert wurden, recht herzlich.GdP-Mitglieder: Paul Haben (li.) und Harald Weiland (re.)

Massenandrang beim Beförderungstermin im Speisesaal Wackenberg 
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KRIMINALSTATISTIK 2002

19,7% mehr Straftaten in 2002 (?)

Am 10. März 2003 wurde der Bericht über Stand und Bewertung der Kriminalität im Saarland für 2002 (PKS 2002)
veröffentlicht. Es wurde ein Anstieg der registrierten Straftaten um 19,7% auf 72 601 Fälle festgestellt. Die Auf-
klärungsquote betrug 2002 durchschnittlich 52,5% und hat sich gegenüber 2001 um 1,6 Prozentpunkte erhöht. Insge-
samt wurden gegenüber dem Vergleichszeitraum 2001 7 239 Delikte mehr aufgeklärt. Damit kann festgestellt wer-
den, dass die saarländische Polizei noch nie so viele Straftaten aufgeklärt hat, wie im Jahre 2002. Die GdP hat die
PKS 2002 in einer Presseerklärung kritisch bewertet (siehe Abdruck).

Auszug Saarbrücker Zeitung vom 15. März 2003

Quelle: LKA

Quelle: LKA
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Zahlreich besucht war die von
Helmut Grünewald und Fritz
Schuler organisierte Mitglieder-
versammlung in der Feuerwache
Losheim.

Neben dem Landesbezirks-
vorsitzenden Hugo Müller
konnte der Vorsitzende Christof
Wilhelm den stellvertr. Bundes-
vorsitzenden der Seniorengruppe
Arthur Jung, den stellvertreten-
den Landesvorsitzenden der
Senioren German Freichel sowie
den Seniorenbeauftragten der
Kreisgruppe Hugo Bohr beson-
ders begrüßen.

In seinem Referat unterrich-
tete Hugo Müller über den aktu-
ellen Stand zu den Themen Öff-
nungsklausel, Beförderungen,
Versorgungsanpassung und die
AG-Personalplanung. Nach der
Vorstellung der Aktion: „Jetzt
stellen wir uns quer!“ und dem
Aufruf zur Beteiligung war jedem
klar: Die GdP und ihre Mitglie-
der sind kampfbereit! Keine
zusätzlichen Sonderopfer und
Kürzungen bei den Kollegen und
Kolleginnen mit der GdP! In sei-
nem Rechenschaftsbericht umriss
der Kreisgruppenvorsitzende die
Tätigkeiten im Jahr 2002.

Beschäftigte im PB
MZG-Wadern 
sind kreativ und
verantwortungsbewusst 

Im Vertrauen auf die Zusagen
der Ministerin und des Landes-

polizeidirektors hinsichtlich
größtmöglicher Beteiligung der
Beschäftigten und hinsichtlich
der deutlichen Besserung der Per-
sonalsituation bis zum Jahre 2005,
haben die Bediensteten bei der
BPI Merzig und der PI Wadern
flexible Dienstzeitmodelle mit
festgeschriebener 15-minütiger
Übergabezeit entworfen, die in
einer Pilotphase getestet werden.
Durch den teilweisen Verzicht
auf die Humanisierungserrun-
genschaften des starren 5-Schich-
ten-Systemes ermöglichen die
Kolleginnen und Kollegen den

Erhalt der Rund-um-die-Uhr-
Besetzung der beiden Inspektio-
nen im Landkreis, bis die ver-
sprochene personelle Verstär-
kung eintrifft. Die Kolleginnen
und Kollegen tragen so ihren Teil
zur Bewältigung der Lage bei!!
Zur Verbesserung der Arbeits-
bedingungen wurden die Dienst-
stellen im Sommer mit Ventila-
toren ausgestattet.Carsten Baum
informierte bei einer Info-Ver-
anstaltung die Mitglieder über
das Versorgungsrechtsänderungs-
gesetz.

Solidarität

Solidarität in der GdP – nicht
nur davon gesprochen, sondern
tatsächlich gelebt!

Die Angehörigen der Kreis-
gruppe verzichteten in 2002 auf
ihr Weihnachtspräsent und stell-
ten den Betrag dem Kollegen Uli
Kautenburger für dessen schwer-

erkrankten Sohn zur Verfügung.
Auch hier zeigte unsere Seni-
orengruppe unter Leitung von
Hugo Bohr ihre Extra-Klasse:Sie
sammelten bei ihrem Jahresab-
schlusstreffen nochmals, so dass
dem Kollegen Kautenburger ein
stattlicher Betrag übergeben wer-
den konnte. Der Vorsitzende der
IPA-Verbindungsstelle Hoch-
wald, Helmut Grünewald über-
gab im Namen der IPA einen
Gutschein für eine Fahrt mit der
Losheimer Museumseisenbahn.

Kreisgruppenschatzmeister
Dieter Kiefer berichtete detail-
liert über den Stand der Kasse.
Ihm bescheinigte der Kassen-
prüfer Andreas Klein eine ein-
wandfreie Kassenführung.

Ehrungen

Höhepunkt des Abends:
Ehrungen langjähriger und ver-
dienter Mitglieder

Zunächst wurde Hugo Bohr
für seine vorbildliche und lan-
desweit einmalige Betreuung der
Senioren ausgezeichnet.

Im Anschluss wurde langjähri-
gen Mitgliedern für ihre Treue
gedankt:

Für 40-jährige Mitgliedschaft
wurde der Kollege Heinz Gier
geehrt.

25 Jahre halten folgende Kol-
legen der GdP die Treue: Kurt
Kast, Fritz Schuler, Herbert Buch-
heit, Helmut Grünewald, Eugen
Krämer, Fritz Hein, Winfried
Mühlen, Herbert Vicari, Hans
Jürgen Bamberg, Eugen Berend,
Eberhard Dressler.

Bei einem kleinen Imbiss klang
die Veranstaltung in gemütlicher
Runde zu fortgeschrittener Zeit
aus. Christof Wilhelm

Außergewöhnliche
Ehrung

Egon Hell aus Brotdorf kann
auf sage und schreibe 50 Jahre
GDP-Mitgliedschaft zurück-
blicken. So war es uns eine Ehre,
ihm über die Kreisgruppe Merzig-
Wadern die Ehrenurkunde über-
reichen zu können. Egon Hell
wurde 1946 beim damaligen Saar-
bataillon eingestellt und verrich-
tete zuletzt  über 30 Jahre bis zu
seiner Ruhestandsversetzung
1988 Dienst bei der PI für Son-
derdienste in Saarbrücken. Wir
verbinden mit der Gratulation
den Wunsch, dass wir Egon Hell
noch lange bei bester Gesund-
heit in unseren Reihen begrüßen
können. W. O.

LANDESJOURNAL

KG MERZIG-WADERN

Mitgliederversammlung und Ehrungen

Hugo Müller (li.) ehrt Heinz Gier und die anderen langjährigen Mitglieder

Ehrung für Hugo Bohr (re.) 

Egon Hell (li.) und Wolfgang
Oswald 

Wegen der ausführlichen
Berichterstattung zu den The-
men Öffnungsklausel, PKS
und Reformen in der Zusatz-
versorgung des öffentlichen
Dienstes konnten einige Arti-
kel aus den Kreisgruppen
nicht veröffentlicht werden.
Wir werden diese Artikel in
den nächsten Ausgaben brin-
gen und hoffen auf Verständ-
nis. Die Redaktion

REDAKTIONSHINWEIS
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Am 27.März traf sich der Lan-
desjugendvorstand der JUNGEN
GRUPPE zu einem Gespräch mit
Staatssekretär Gerhard Müllen-
bach, dem Leiter der Polizei-
Abteilung im MfIS, Klaus Vier-
gutz und dem Fachbereichsleiter
Polizei der FHSV,PD Heiner Bir-
tel.Themen des Gesprächs waren:
Ausstattung der SEE, die
geplante Studienreform an der
FHSV und die Verwendung der
P 22 nach Abschluss der Ausbil-
dung.

Man erklärte uns, dass geplant
ist, die Studienreform schon bei
den dieses Jahr einzustellenden
Anwärtern der P25 in Kraft tre-
ten zu lassen.Die Reform erfasse
sowohl den fachtheoretischen als
auch den praktischen Teil der
Ausbildung. Im praktischen Teil
seien vorrangig der Wegfall des
Vorpraktikums und des Fremd-
praktikums zu nennen.An deren
Stelle soll eine zweimonatige
Grundausbildung stehen, die bei
der BP auf dem Wackenberg
stattfinden und Themen wie
Funklehrgang, Schießtraining,
ETR, Fahrtraining, pp. beinhal-
ten soll. Hier soll notwendiges
Handwerkszeug vor den ersten
Praktikas vermittelt werden.Der
Grundausbildung schließt sich
ein sieben monatiger Schulblock
an. Hierdurch sollen Klausurter-
mine entzerrt und die Anwärter
mit einer größeren Menge Fach-
wissen in das erste Praktikum
gehen. Dem Hauptpraktikum,
das wie bisher im Juli bis Sep-
tember stattfindet, geht im Juni
ein sog. Wahlpraktikum voraus,
welches einen mehrwöchigen
Aufenthalt mit Arbeitsauftrag bei
Behörden mit Sicherheits- und
Ordnungsaufgaben im Ausland
(z.B.Frankreich und Luxemburg)
sowie im übrigen Bundesgebiet
beinhalten.Weitere neue Inhalte
für das erste Jahr: Subsumtions-
seminar und Zweitkorrektur der
Klausuren,die im Grundstudium
mit „mangelhaft“ bewertet wer-
den.

Im Hauptstudium entfallen die
Klausuren im 5. und 6. Semester.
Derzeit werden im 3. und 4.

Semester insgesamt 6 Klausuren
(zwei in jeder Fachgruppe)
geschrieben; nun ist beabsichtigt,
nur drei Klausuren im 3. und 4.
Semester zu fordern. Drei wei-
tere folgen im 5. und 6. Semester.
Daneben sollen insgesamt sechs
Leistungsnachweise (drei in
Pflichtfächern, drei in Wahl-
fächern) erbracht werden. Zur
Vorbereitung des schriftlichen
Examens soll im 6. Semester ein
Examenskurs eingeführt werden.
Das schriftliche Examen selbst
soll  eine schriftliche Prüfung in
jeder Fachgruppe umfassen. Im
mündlichen Examen soll nicht
mehr die Präsentation des Inhal-
tes der Studienarbeit, sondern ein
„richtiges“ mündliches Examen
erfolgen (vier Prüflinge in 3 Fach-
gruppen ca. 45–60 Minuten). Des
weiteren soll die Studienarbeit
zu einer Diplomarbeit umge-
wandelt werden, die mit max.
15% in die Endnote mit einbe-
zogen wird.Die Gesamtnote setzt
sich zusammen aus: der Vornote
(15%), der Diplomarbeit (15%),
dem schriftlichen Examen (45%)
und dem mündlichen Examen
(25%). Für die gesamte Ausbil-
dung gilt:die Benotung der Prak-
tika bleibt. Um hier eine objek-
tive Bewertung zu erreichen, sol-
len die Praktikanten nun in den
Wach- und KD-Praktikas zu ver-
schiedenen Praxislehrer wech-
seln. Unsere Meinung zu den
geplanten Änderungen ist grund-
sätzlich positiv. Jedoch sollte man
sich auch bewusst sein, dass das
beste Ausbildungskonzept nichts
bringt, wenn es zu wenig haupt-
amtliche Dozenten gibt. Zwar
sollen zwei Ratsanwärter in die-
sem Jahr als hauptamtliche
Dozenten direkt an die FH kom-
men, aber dies reicht unserer
Ansicht nach noch nicht aus, um
eine bessere Abstimmung der
Unterrichtsinhalte der verschie-
denen Fächer miteinander zu
erreichen. Im Gespräch mit dem
Staatssekretär, wurde auf die
Finanzsituation des Landes und
die Personalknappheit der Poli-
zei verwiesen. Doch den Verant-
wortlichen sei gesagt, dass der

wichtigste Grundstein für das spä-
tere Berufsleben die Ausbildung
ist, und gerade hier darf nicht
gespart werden. Bei der weite-
ren Verwendung der Kollegen
aus der P22 sei eine zweigleisige
Verteilung der P 22 geplant.Dem-
nach sei die Verstärkung der BP
grundsätzlich in der Größenord-
nung eines Zuges geplant. Der
aus Freiwilligen bestehende Zug
soll längere Zeit (2–3 Jahre)
Dienst in der BP verrichten. Der
Rest der P 22 soll nach dem Stu-
dium direkt in die Fläche – auf-
geschlüsselt nach der Belastung
der jeweiligen Dienststellen – ver-
teilt werden. In Form eines Rota-
tionsverfahrens sollen dann die
direkt auf die Fläche verteilten
KollegInnen in die BP zurück-
kehren, um ihre Ausbildung in

geschlossenen Einheiten zu
absolvieren.Abschließend wurde
die unzureichende und falsche
Ausstattung der Kolleginnen in
den SEE-Einheiten bemängelt.
Durchweg gebe es keine pas-
sende Körperschutzausstattung
für Frauen. Sie seien gezwungen,
Übergrößen zu tragen, was in
Einsätzen sehr hinderlich sei.Sts.
Müllenbach erklärte, dass der
Bekleidungsdienst bereits am
30. Januar 2003 über diesen
Umstand informiert worden sei.
Eine Behebung dieses Problems
sei bereits in Bearbeitung.

Sei es SEE oder Studienre-
form, wir bleiben am Ball und
haken nach. Habt Ihr ein Pro-
blem oder Fragen, so mailt uns
oder ruft an.

Euer Landesjugendvorstand

LANDESJOURNAL

JUNGE GRUPPE

Gespräch mit Staatssekretär Müllenbach

PERSONALIEN

Zum 1. März 2003 fand ein
Wechsel an der Spitze der Per-
sonalabteilung (Abt. D 6) des
MfIS statt.Die bisherige Leiterin
Corinna Miller wechselte nach
vierjähriger Tätigkeit in diesem
Bereich in die Abteilung C. Wir
bedanken uns ganz herzlich bei
Corinna Miller für die gute
Zusammenarbeit in den vergan-
genen vier Jahren und wünschen
ihr viel Erfolg in der neuen Funk-
tion.

Nachfolger wurde der
47-jährige Regierungsdirektor
Wolfgang Klein, der aus der

Neuer Leiter bei D 6
Abteilung A kam. Klein war
schon in fast allen Bereichen des
Innenministeriums tätig und ver-
fügt bereits über Erfahrungen im
Bereich der Personalverwaltung.
Wolfgang Klein ist Jurist, verhei-
ratet, hat einen 12-jährigen Sohn
und lebt in Reisbach. Seine Hob-
bys sind Tennis und der Reisba-
cher Musikverein, dessen Vorsit-
zender er 18 Jahre lang war.Seine
Instrumente sind Querflöte und
Saxophon. Wir wünschen Wolf-

gang Klein eine gute Hand für
die neuen Aufgaben und hoffen
auf eine gute Zusammenarbeit.

V. l. n. r.: 
Corinna Miller,
Wolfgang Klein,
Reinhold Schmitt
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Verfahren 
Startgutschrift 

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, zur Berechnung der Start-
gutschriften gibt es einige Unge-
reimtheiten.

Beanstandet werden im Rah-
men der Umstellung der Zusatz-
versorgung im öffentlichen
Dienst insbesondere:
1. die Anwendung des steuerli-

chen Näherungsverfahrens bei
der Ermittlung der gesetzli-
che Rente;

2. die Nichtberücksichtigung der
Vordienstzeiten im Wege der
Halbanrechnung;

3. die Nichtberücksichtigung
der Berechnungsweise des
Mindestbetrages der Versor-
gungsrente gemäß § 44a der
VBL-Satzung alter Fassung
sowie 

4. die Nichtberücksichtigung der
Dienstjahre im „Beitrittsge-
biet“;

5. die Berechnungsmethode des
fiktiven Nettoentgeltes, ins-
besondere die Anwendung der
Steuerklasse 1.
Die besondere Problematik

liegt dabei in der Tatsache, dass
dieses Verfahren von den Tarif-
vertragsparteien, also auch den
Gewerkschaften, beschlossen
wurde. Da neue Verhandlungen
darüber nicht möglich sind,bleibt
als Ausweg nur eine Klärung auf
dem Gerichtsweg.Zur Sicherung
von Ansprüchen nach einem
möglichen positiven Ausgang
eines solchen Verfahrens sind
innerhalb von sechs Monaten
nach Zugang des Bescheides über
die Startgutschrift Einwendun-
gen zu tätigen. Dafür haben wir
ein Musterschreiben gefertigt
(siehe Abdruck). Sicherheitshal-
ber müssen diese Einwendungen
auch an den Arbeitergeber gehen,
um über den sog.Verschaffungs-
anspruch aus § 46 BAT oder den
entsprechenden manteltarifver-
traglichen Bestimmungen diesen
ebenfalls in Anspruch nehmen
zu können.

Sollten die Arbeitgeber wider
Erwarten darauf bestehen, dass
zur Aufrechterhaltung der An-
sprüche auch der Klageweg be-
schritten werden muss, werden

wir unverzüglich berichten. Bei
Rückfragen wendet euch bitte an
Karl Recktenwald, Tel.:
06 81 19 62-13 52 oder Dieter
Meissner,Tel.: 06 81 19 62-15 30.

Nachfolgend haben wir ein
MUSTERSCHREIBEN abge-
druckt, das ihr kopieren und
benutzen könnt (Zutreffendes
bitte ankreuzen!).

LANDESJOURNAL

TARIFBEREICH

Reform der Zusatzversorgungskasse
Von Dieter Meissner und Karl Recktenwald
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